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Anlagen:

•  Umweltbericht

•  Artenschutzrechtliche Einschätzung {Relevanzbegehung)

§ 44 BNatSchG Bebauungsplan 'Schloss Hohenfels, 2. Änderung'
in Hohenfels Kalkofen

(Büro SeeConcept, Uhldingen-Mühlhofen, 24.09.2020).

Helmut Hornsteini
Freier Landschaftsarchitekt BDLA

Stadtplaner SRL S1

Aufkircher Straße 25

88662 Überlingen / Bodensee

hornstein@helmuthornstetn.de



Satzung

der Gemeinde Hohenfels über die Aufstellung des Bebauungsplanes

^Schloss Hohenfels; 2. Änderung -i- Erweiterung', OT Kalkofen
(Sondergebiet Tagungszentrum, Schullandheim und Erlebnispädagogik)

und die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan 'Schloss Hohenfels,

2. Änderung + Erweiterung', OT Kalkofen.

Der Gemeinderat der Gemeinde Hohenfels hat am

Aufstellung des Bebauungsplanes 'Schloss Hohenfels, 2. Änderung +
Erweiterung', OT Kalkofen, unter Zugrundelegung der nachfolgenden

Rechtsvorschriften beschlossen:

1.) Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017(BGBI. I

5.3634), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8.

Oktober 2022 (BGB I. IS. 1726),

2.) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke

(Baunutzungsverordnung - BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S.

3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.

Juni 2021 (BGBI. I S. 1802),

3.) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die

Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung - PlanzV 90)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990

(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom

14. Juni 2021 (BGBI. I 5.1802),

4.) Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBOBaWü)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBI. 5.

357, ber. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019

(GBI. 5. 313),

5.) Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBI. 5.

581), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom

2.Dezember 2020 (GBI. 5.1095,1098).
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Satzung

§1 Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der Satzungen ergibt sich aus den

Festsetzungen Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes.

§2 Bestandteile der Satzungen

Die Satzungen bestehen aus:

1. dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes ^
M 1: 500 vom

2. den Bebauungsvorschriften vom

Die örtlichen Bauvorschriften gem. § 74 LBO bestehen aus:

1. dem textlichen Teil vom ifO.S.L.Lk

Den Satzungen sind als Anlagen beigefügt:

1. Begründung zum Bebauungsplan vom . ..

2. Begründung zu den örtlichen Bauvorschriften vom

2. Lage-/Übersichtsplan vom 4(>Jl.2o2Z

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den Festsetzungen

nach § 74 LBO der örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer verstößt gegen:

1. die Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen

gem. § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO,

2. die Anforderungen an Werbeanlagen gem. § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO,

3. die Anforderungen an die Gestaltung der Freiflächen gem. § 74

Abs. 1 Nr. 3 LBO,

4. die Unzulässigkeit von Niederspannungsleitungen gem. § 74 Abs.

1 Nr. 5 LBO,

§ 4 Inkrafttreten

Diese Satzungen treten mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. lo.oiZolf

Ausgefertigt:

Hohenfels, den

F. Zlnd<ifeT<^Vgermeistei
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m^^^iänungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1)

1.0 Art + Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

1.1 Art der baulichen Nutzung

•  Sondergebiet gem. § 11 BauNVO

Zweckbestimmung:

•  Tagungszentrum - Schullandheim - Erlebnispädagogik

Zulässig sind Nutzungen und Einrichtungen, die dem Betrieb eines

Tagungszentrums und Schullandheimes sowie erlebnispädagogischen

Aktivitäten dienen.

1.2 Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird nach § 16 (2) BauNVO bestimmt

durch die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ), der

Geschossflächenzahl (GFZ), der Zahl der Vollgeschosse und für die Teile

des Plangebietes durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe der

Gebäude. Maßgeblich sind die Einträge in den Nutzungsschablonen.

1.2.1 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist im Bebauungsplan durch Eintrag

in den Nutzungsschablonen festgesetzt.

1.2.2 Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO)

Die zulässige Geschossflächen (GFZ) ist im Bebauungsplan durch Eintrag in

den Nutzungsschablonen festgesetzt.

1.2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 (1) BauNVO)

Die zulässige Zahl der Vollgeschosse ist durch Eintrag in den

Nutzungsschablonen festgesetzt.

1.2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 (1) BauNVO)

Die Höhe der baulichen Anlagen wird definiert durch die Festsetzung der

der zulässigen maximalen Gesamthöhe der Gebäude (Gh max.), die für

Teile des Plangebietes durch Eintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt

ist.

Die Gesamthöhe ist das Maß zwischen der Erdgeschoss-Fußbodenhöhe

und Oberkante Dachfirst.

2.0 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

2.1 Bauwelse (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (BauNVO)

Zulässig ist die offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO.
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2.2 Überbaubare Grundstücksfläche

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch

Baugrenzen festgesetzt.

3.0 Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Die Hauptfirstrichtungen sind durch Eintrag im Bebauungsplan

festgesetzt.

4.0 Höhenlage der Gebäude (§ 18 (1) BauNVO)

Für Teile des Plangebietes ist die zulässige Erdgeschossfußbodenhöhe

(EFH = Fertigfußbodenhöhe) im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes

festgelegt.

5.0 Flächen für Stellplätze, Carports und Garagen

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB)

Stellplätze sind auf den hierfür im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes

ausgewiesenen Flächen und innerhalb der Baufenster zulässig.

Carports und Garagen sind innerhalb der Baufenster zulässig.

6.0 Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 14 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb der Baufenster

zulässig. Sie können ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren

Flächen zugelassen werden, wenn dem städtebauliche Belange nicht

entgegenstehen.

7.0 Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Verkehrsflächen

ausgewiesen als:

•  Straßenverkehrsflächen.

8.0 Öffentliche und Private Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

8.1 Private Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind private Grünflächen

festgesetzt.



9.0 Flächen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)

9.1 Bodenschutz

Zur Vermeidung und Minimierung von baubedingten Belastungen des

Schutzgutes Boden wird festgesetzt:

• mit den Bauanträgen ist jeweils ein Bodenverwertungskonzept

vorzulegen.

9.2 Schutz der Avifauna

Zum Schutz der Avifauna dürfen Rodearbeiten nur außerhalb der Brutzeit

der Avifauna erfolgen.

9.3 Außenbeleuchtung

Notwendige Beleuchtungseinrichtungen und Werbeanlagen müssen
außerhalb der Schlossanlage ein für Insekten wirkungsarmes Spektrum

aufweisen. Es sind Natriumdampflampen mit Beleuchtungsstärke

regulierung, schmalbandige Amber oder PC Amber LED-Leuchten,

warmweiße LED-Leuchten mit einer niedrigen Farbtemperatur von 1700 -

2400 K max. 3000 Kelvin und möglichst höherem G-Index (keine / stark

reduzierte Strahlung im kurzwelligen / UV-Bereich < BBOnm und im IR-
Bereich > 700 nm) zu verwenden.

Der Lichtpunkt der jeweiligen Leuchte muss vollständig innerhalb des

Leuchtkörpers eingekoffert sein. Die Abstrahlung nach oben und seitlich ist

vollständig auszuschließen, (Planflächenstrahler).

Leuchtenkörper an Masten dürfen eine Höhe von 4 Metern nicht

überschreiten. Leuchtenkörper im Kronenbereich von Bäumen sind

dauerhaft zu vermeiden.

Die Fußwegebeleuchtung auf privaten Grundstücken hat mit Pollerleuchten

zu erfolgen, Gartenbeleuchtungen zur Dekoration sind auszuschließen.

Wenn keine bewegungsmeldergesteuerten Leuchten verwendet werden, ist

die Beleuchtung zeitabhängig gestuft ab 22:00 Uhr /23.30 Uhr

abzudimmen.

10.0 Pflanz- und Erhaltungsgebote (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

10.1 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB)

Durch Eintrag im Bebauungsplan sind Standorte für neu zu pflanzende

Bäume und für Sträucher (Anlage von Feldgehölzstrukturen entlang der

Grundstücksgrenzen) gem. der dem Bebauungsplan beigefügten

Pflanzenliste festgesetzt. Die Gehölze innerhalb der Feldgehölzstrukturen
dürfen insgesamt eine Wuchshöhe von 10,00 m nicht überschreiten.

Gehölzpflanzungen haben spätestens innerhalb eines Jahres nach

Inkrafttreten des Bebauungsplanes zu erfolgen.
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10.2. Erhalt von Bäumen (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB)

Durch Eintrag sind im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes Standorte

für zu erhaltende Bäume festgesetzt.

Bei Baumaßnahmen im Nahbereich der Bäume sind geeignete

Schutzmaßnahmen gem. DIN 18920, insbesondere Stammschutz und

Schutzzäune, vorzusehen.

Ausgefertigt:

Hohenfels, d

F. Zind^er, Bürger
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